
Vor dem Hintergrund der weltweiten Finanz- und
Wirtschaftskrise sind der Arbeitsmarkt und damit die
Sozialkassen in Deutschland erstaunlich stabil
geblieben. Es ist jetzt dennoch richtig, sich trotz der
vielen guten Nachrichten nicht auszuruhen, sondern
weiter Impulse zu setzen. Die Koalition aus Union
und FDP handelt daher genau in diesem Sinne:
Mit dem Beschäftigungschancengesetz hat das Bun-
deskabinett an diesem Mittwoch ein Maßnahmenpa-
ket beschlossen, das aus der Krise heraus Brücken zu
mehr Beschäftigung baut. Die durch das Konjunktur-
paket II eingeführten Sonderregelungen zum Kurzar-
beitergeld – Erstattungsregelung der Sozialversiche-
rungsbeiträge, Erleichterung der Zugangsvorausset-
zungen zur Kurzarbeit sowie die Gleichstellung von
Konjunktur- und Saisonkurzarbeitergeld – werden
bis zum 31. März 2012 verlängert. Außerdem fallen
Leiharbeitnehmer zukünftig unter die gleichen Rege-
lungen zur Kurzarbeit wie andere Arbeitnehmer. Die
Verlängerung bis zum Ende des ersten Quartals 2012
ermöglicht den Betrieben eine verlässliche Personal-
planung ohne Entlassungen bis über den Winter
2011/2012 hinaus. Die CDU-Landesgruppe Baden-
Württemberg im Deutschen Bundestag hatte sich
anlässlich eines arbeitsmarktpolitischen Gesprächs
mit der Leiterin der Regionaldirektion Baden-
Württemberg der Bundesagentur für Arbeit, Frau
Eva Strobel, bereits zu Beginn des Jahres für die
Verlängerung der beitragsfreien Kurzarbeit ausge-
sprochen. Durch die Übernahme der Sozialversiche-
rungsbeiträge durch die Bundesagentur für Arbeit
werden kurzarbeitende Betriebe finanziell entlastet.
Die Kurzarbeiterregelung ist gerade für Baden-
Württemberg, als typisches Mittelstandsland, von
größter Bedeutung. Der Arbeitsmarkt hier, insbeson-
dere im Maschinenbau, wird von der nun beschlosse-
nen Verlängerung stärker als anderswo in Deutsch-
land stabilisiert, und den Unternehmen wird eine
größere Planungssicherheit gegeben.
Mit dem von der Bundesregierung beschlossenen
Maßnahmenpaket werden aber auch die Problem-

gruppen am Arbeitsmarkt in den Blick genommen.
Jugendlichen aus Hartz-IV-Familien wird durch eine
neue Ferienjobregelung der Leistungsgedanke näher
gebracht. Wer als Schüler nicht lernt, dass sich Leis-
tung lohnt, kann diese Erfahrung nicht ins Erwachse-
nenalter mitnehmen. Daher dürfen Schülerinnen und
Schüler, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, zu-
künftig in den Schulferien anrechnungsfrei bis zu
1.200 Euro verdienen. Sie werden damit Schülern
gleichgestellt, deren Eltern nicht hilfsbedürftig sind,
und können sich mit ihrer Ferienarbeit eigene Wün-
sche erfüllen.
Auch die Situation von Alleinerziehenden soll ver-
bessert werden. Alleinerziehende sind im Schnitt
jünger als andere Langzeitarbeitslose, und sie sind
besser ausgebildet. Dennoch verharren sie länger im
Hartz-IV-Bezug. Daher werden für diese Zielgruppe
in den Zielvereinbarungen mit der Bundesanstalt für
Arbeit, den Ländern und den kommunalen Trägern
konkrete Entwicklungsmaßnahmen aufgenommen,
die laufend nachgehalten werden. Zudem wird be-
gleitend zu den Ausbildungs- und Arbeitsangeboten
eine Kinderbetreuung sichergestellt. Auch ältere
Leistungsempfänger sollen noch gezielter ihre Stär-
ken und Kompetenzen in den Arbeitsmarkt einbrin-
gen. Erste Erfolge aus dem Bundesprogramm
„Perspektive 50plus“ zeigen, wie viel Potential in
dieser Zielgruppe steckt. Das Konzept dieses Pro-
gramms wird zukünftig flächendeckend allen älteren
Leistungsempfängern zu Gute kommen.
Mit diesem Maßnahmenbündel ist die Koalition aus
Union und FDP der Finanz- und Wirtschaftskrise
sehr entschlossen entgegengetreten.
Der Arbeitsmarkt zeigt sich deshalb außerordentlich
robust: In ihrer Frühjahrsprognose rechnen die Wirt-
schaftsforschungsinstitute damit, dass die Arbeitslo-
senquote im Jahresdurchschnitt auf 8,1 Prozent in
2010 und 7,9 Prozent in 2011 sinken wird. Im Jah-
resdurchschnitt erwarten die Wirtschaftsforschungs-
institute für 2010 bei noch erheblichen Risiken für
die Konjunktur im weltwirtschaftlichen Umfeld und
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Kurznachrichten

im Bankenbereich aufgrund der Belebung der Export-
nachfrage ein wirtschaftliches Wachstum von 1,5 Pro-
zent. Für 2011 sagen sie ein Wachstum von 1,4 Pro-
zent voraus. Anders ist die Lage bei den öffentlichen
Haushalten. Hier erwarten die Institute für dieses und
nächstes Jahr einen Anstieg der Defizite auf 4,9 Pro-
zent beziehungsweise 4,2 Prozent, unter Berücksichti-
gung erster möglicher Konsolidierungsmaßnahmen im
Haushalt 2011. Die Einhaltung der im Grundgesetz
verankerten Schuldenbremse verlangt nämlich ab dem
Jahr 2011 eine jährliche zusätzliche Konsolidierung
des strukturellen Defizits um rund 10 Milliarden Euro
bis zum Jahr 2016. Die Institute plädieren für eine aus-
gabenseitige Konsolidierung. Unterstützung leisten die
Institute für die Entscheidung der Bundesregierung
und des Europäischen Rates, im Falle Griechenlands
den Internationalen Währungsfonds in die möglicher-
weise erforderlichen Unterstützungsmaßnahmen einzu-
binden. Über mögliche bilaterale Hilfen für Griechen-
land im europäischen Rahmen muss aber gesondert
entschieden werden.

Trauer um gefallene deutsche Soldaten
In der vergangenen Woche sind bei einem Anschlag
von regierungsfeindlichen Kräften vier deutsche Sol-
daten getötet und fünf weitere verwundet worden. Erst
am Karfreitag waren drei deutsche Soldaten bei einem
Gefecht im Raum Kundus gefallen. In ihrer Regie-
rungserklärung vor dem Deutschen Bundestag hat
Bundeskanzlerin Angela Merkel am Donnerstag ihr
tiefes Mitgefühl mit den Angehörigen und Freunden
der getöteten und verwundeten Soldaten zum Aus-
druck gebracht. Die Aufgabe der Deutschen Soldaten
in Afghanistan ist es, die afghanische Regierung bei
der Herstellung von Sicherheit zu unterstützen. Nur
wenn ein Mindestmaß an Stabilität erreicht wird, kann
verhindert werden, dass Afghanistan erneut zur Aus-
gangsbasis für global operierende Terroristen wird.
Auf diesen Zusammenhang hat die Bundeskanzlerin
wieder hingewiesen und deutlich gemacht, dass die
Soldatinnen und Soldaten, die in Afghanistan im Ein-
satz sind, ihren Dienst für unsere Sicherheit leisten. Sie
bezeichnete den Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan
als notwendig im Kampf gegen den internationalen
Terrorismus. "Es wäre ein Trugschluss zu glauben,
Deutschland wäre nicht im Visier des internationalen
Terrorismus", sagte die Bundeskanzlerin.

In Trauer mit Polen verbunden
Mit einem Staatsakt sind der polnische Präsident Lech
Kaczyński und seine Ehefrau Maria Kaczyńska am 
Sonntag auf der Wawel-Burg in Krakau beigesetzt
worden. An der Trauerfeier in Krakau nahmen für
Deutschland Bundespräsident Horst Köhler und
Außenminister Guido Westerwelle teil. Der Tod zahl-

reicher führender Repräsentanten unseres östlichen
Nachbarn ist eine nationale Tragödie. Wir können den
Schmerz der Polen nachvollziehen und fühlen uns in
Trauer mit unseren Nachbarn und Freunden verbun-
den. Bei dem Absturz sind auch Freunde und Partner,
mit denen die Union über ihre Schwesterparteien poli-
tisch zusammengearbeitet hat, ums Leben gekommen.
Die Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
trauern mit dem polnischen Volk und mit den Ange-
hörigen der Opfer. In den kommenden Wochen wird
Polen den Weg zurück in die Normalität suchen. Auch
diesen Weg wollen wir mit Anteilnahme begleiten.

Deutschland: Leitmarkt für Elektromobilität
Die Bundesregierung will im Rahmen eines Gipfelge-
sprächs mit Experten, Unternehmens- und Verbands-
vertretern am 3. Mai 2010 den Startschuss für eine
Nationale Plattform Elektromobilität geben. Für die
Förderung von Forschung und Entwicklung im Be-
reich alternativer Antriebe wird die Bundesregierung
erhebliche Mittel bereit stellen. Die Konjunkturpro-
gramme der Bundesregierung enthalten zudem eine
Zusage von weiteren 500 Millionen Euro bis zum Jahr
2011. Innerhalb der Bundesregierung gibt es dabei
bereits eine abgestimmte Konzeption zur Förderung
von Modellregionen für Elektromobilität, deren Ent-
wicklung durch den Bund mit 115 Millionen Euro un-
terstützt wird. In acht Modellregionen, so beispielswei-
se in Hamburg und in Berlin, werden zukunftsweisen-
de, ganzheitliche Verkehrskonzepte für Elektromobili-
tät erprobt. Am Montag in dieser Sitzungswoche hat
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unter der Federfüh-
rung ihres Beauftragten für Elektromobilität, dem
Konstanzer Abgeordneten Andreas Jung, in einem
Fachgespräch den maßgeblichen Akteuren eine Platt-
form geboten, um die technischen, wirtschaftlichen
und ökologischen sowie politischen Aspekte dieses
Themas zu erörtern. Ausgehend von dem Ziel, in den
kommenden zehn Jahren eine Million Elektrofahrzeu-
ge auf die Straßen zu bringen, geht es jetzt beispiels-
weise darum, in den Ballungsräumen möglichst zügig
den Aufbau eines Netzes von Ladestellen für Elektro-
fahrzeuge voranzubringen.

Zitat
«Jedem Mitglied dieses Hauses, das sich ernsthaft mit
dieser Frage beschäftigt hat - und das unterstelle ich
jedem von uns -, war dies vor der Abstimmung über
das aktuelle Mandat bewusst. Wir können von unseren
Soldaten nicht Tapferkeit erwarten, wenn uns selbst
der Mut fehlt, uns zu dem zu bekennen, was wir be-
schlossen haben.»

(Bundeskanzlerin Angela Merkel am Donnerstag zu kriegsähnli-
chen Zuständen in Afghanistan in ihrer Regierungserklärung vor
dem Deutschen Bundestag)
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In eigener Sache
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Termine von Josef Rief:

24.04.10 - JU-Bezirkstag Riedlingen, 10.00 Uhr,

24.04.10 - Kreismusikfest, Berkheim, 17.00 Uhr

26.04.-29.4.10 - Ausschussreise in die Beneluxländer

29.04.10 - Nominierung Landtagswahl, Uttenweiler, Turn– und Festhalle, 20.00 Uhr

30.04.10 - Sitzung des Kreistages

03.05.10 - 07.05.10 Sitzungswoche Bundestag Berlin

03.05.10 - Sitzung CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg, Berlin, Landesvertretung, 20.00 Uhr

04.05.10 - Sitzung Arbeitsgruppe Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 9.30 Uhr

04.05.10 - Sitzung CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 15.00 Uhr

05.05.10 - Sitzung Ausschuss Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 9.00 Uhr

05.05.10 - Bundesverband Bioenergie, 17.30 Uhr

16.04.2010 Pressemitteilung: Großes Lob für Biberacher Maschinen überbringt MdB Josef Rief aus Münster

Im Rahmen einer Klausurtagung der Arbeitsgruppe Landwirtschaft besuchte der CDUBundestagsabgeordnete
Josef Rief in Münster/Westf. die Firma Westfleisch. Dort werden wöchentlich 2.000 t Fleisch verarbeitet. Ein
Großteil der Rind- und Schweinefleischprodukte wird an deutsche Discounter geliefert und ca. 40 % ins Aus-
land exportiert.
Geschäftsführer Laumann lobte vor der Delegation aus Berlin die herausragende Qualität der Maschinen der
Firma Handtmann zur Portionierung von Bratwürsten und Hackfleisch. Von Maschinen anderer Hersteller habe
sich das Unternehmen wegen Unzuverlässigkeit und mangelnder Leistungsfähigkeit getrennt.
Josef Rief zeigte sich erfreut: „ Uns gegenüber wurde mehrfach betont, dass die hohe Leistung der Handtmann-
Maschinen und deren störungsfreier Betrieb entscheidend zum Geschäftserfolg der Westfleisch eG beiträgt.“
Das Unternehmen nimmt Platz 3 bei der Fleischverarbeitung ein.

15.04.2010 Pressemitteilung: Bundestagsabgeord-
nete Rief, Riebsamen und Koschorrek besuchen
AERO Friedrichshafen

Die CDU-Bundestagsabgeordneten Josef Rief, Lo-
thar Riebsamen und Dr. Rolf Koschorrek besuchten
gemeinsam die 18. Internationale Luftfahrtmesse
AERO in Friedrichshafen. Die Abgeordneten zeigten
sich besonders an neuen Konzepten interessiert, wie
dem elektrisch angetriebenen Kleinflugzeug, das in
Bayern hergestellt wird. Das Flugzeug schont das
Klima mit einem besonders geringen Energie-
verbrauch je geflogenem Kilometer. Rief sagte am
Rande des Messerundgangs: "In der Luftfahrtbrache
ist wieder Zuversicht zu spüren. Viele Aussteller
zeigen ihre hervorragenden zukunftsweisenden Pro-
dukte. Diese Innovationskraft wird Europa aus der
Krise führen." Die Abgeordneten betonten die besondere Bedeutung dieser Messe für die Region Bodensee/
Oberschwaben. Nicht zuletzt profitieren hier viele Unternehmen in der Zulieferindustrie von der Luftfahrtbran-
che.


